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Clemene
Verſailles, 11. Mai.

die Note der deutſchen Friedensdelegation über die allge-
P veurteilung des Friedensentwurfes wurde durch Cle-

am 10. Mai mit folgender Note beantwortet:
Herr Vorſitzender!

vertreter der alliierten und aſſozitertenhaben von der Note Kenntnis genom m en, welche
gemerkung der deutſchen Bevollmächtigten zu den Friedens

de ungen enthält. Jn Beantwortung dieſer Mitteilung möch-
J beding: die deutſche Delegation daran erinnern, daß ſie ſich ber

r Settſebnng der Vertragsbeſtimmungen von Grundſätzen
r J ſeiten laſſen, nach denen der Waffenſtillſtand und die Frie
aber hehlungen vorgeſchlagen worden ſind. Die Ver
h r alliierten und aſſoziierten Mächte können hier alle Er
reter ugen ins Recht ziehen, die grundſätzlichen Beden
r des Friedens, ſowie ſie ſie feſtgeſetzt haben, aufrecht zu
W hen Sie können nur Anregungen praktiſcher
t n Erwägung ziehen, die die deutſchen Bevollmächtigten
ne zu unterbreiten haben.

Eenchmigen Sie den Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch-

echtung gez. Clemencenau.Dieſe Antwort enthält, obwohl ſie formal jede grund
fätzliche Er örterung des Friedensentwurfes abzulehnen
Feint, tatſächlich eine erneute Feſtlegung auf die Ver
einbarungen vom 5. Oktober bis 5. Noveniber vorigen Jahres.
Außerdem legt ſie praktiſche Verhandlungen über die
änjelnen Kapitel des Friedensentwurfes nahe. Daß ſolche Ver

handlungen beabſichtigt ſind, ergibt ſich auch aus der Tatſache,
e am 10. Mai eine größere Anzahl von Druckexemplaren über
Lorfchläge zum Völkerbund und zum Arbeiter

recht verbreitet worden ſind.

Juf die Note über den Völkerbund hat Clemenceau
geantwortet:

Ich habe die Ehre, Jhnen den Empfang des deutſchen
nut wurfes eines Völkerbundes zu beſtätigen. Der Ent
purf wird der zuſtändigen Kommiſſion, die durch die alliierten
ind aſſoziierten Mächte gebildet iſt, übermittelt werden. Die
heutſche Delegation wird durch eine neue Prüfung d e r
ölkerbundsſatzungen feſtſtellen können, daß die
Frage der Zulaſſung neuer Mitglieder in dieſem Wunſch
nicht überſehen, ſondern ausdrücklich im 2. Abſatz des 1. Artikels
vwergeſehen iſt.

Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausgezrichneten Hoch-

ghtung. gez. Clemenceanu,.
Dieſe Antwort um geht den Hauptpunkt unſerer Frage,
der ſch darauf bezog, daß Deutſchland eine Bundesſatzung

als Teil des geſamten Vertrags unterzeichnen ſoll, obwohl es
weder als unzulängliches, noch als eingelade-
nes Mitglied dem Bunde angehört.
n Ausführung der in der 1. Antwort enthaltenen Auf-
ſorderung werden heute praktiſche Fragen und Bemer-
kungen übergeben werden, die auf die territoriglen
Abtrrtungen Bezug haben.

c

Die Kriegsgefangen-Hrage
Berlin, 11. Mali.

In einer Note vom 21. April waren die Alliierten erſucht
urden, ſchon jetzt ihre Zuſtimmung zur Vorbereitung für eine
ibungsloſe Heimführnung der Kriegsgefangenen
m geben. Deutſcherſeits war vorgeſchlagen worden, eine Unter-

miſſion für die Kriegsgefangenen ſofort in Beſprechung der
Frage eintreten zu laſſen.

Daraufhin hatten die Amerikaner am 30. April mitge-
daß zum Heimtransport der Gefangenen in amerikaniſcher

en bereits alle erforderlichen Vorbereitungen getroffen ſeien.
Lie deutſche Regierung brauche, wenn der Zeitpunkt der Heim-
Feſorderung gekommen ſei, nur den Beſtimmungsort anzugeben.

Jn der Sitzung vom 10. Mai erklärte nun General
Fdant, die Frage der Rückkehr der deutſchen Kriegsgefange-

ſei zur Zeit noch nicht ſoweit geklärt, daß ſie nunmehr
n Unterkommiſſionen oder Einzelperſonen beſprochen werden

inte. Nndant erſuchte die diesbezüglich von Major Pab ſt
n heim angeregten Schritte zur ückzuſtellen und den
ſeid des Marſchalls Foch, der in Bälde zu erwarten

meine Be

Die

Mächte

Brwarten. Erſt dann könnte eine Bass für ein gemein
e nſammenarbeiten gefunden werden.

Eigene Drahtmeldung der H. Zig.)

Verſailles, 11. Mai.
r ZrockdorffRantzan beſtätigte heute in einer

ler n Präſidenten der Friedenskommiſſion Cle men
u der deutſchen Friedensdelegation übergebenen Ver

tie urf bezüglich der Heimſendung der deutſchen
und Zivilge fangenen und erſucht, die Einzel

ber dieſe Fragen einer beſonderen Kommiſſion
uiſg iſen. Wegen der großen Schwierigkeiten der
in n Durchführung der Heimſchaffung der Kriegs und
h denen namentlich in Anubetracht der Knappheit des

ne h und des Kohlenmangels muß alsbald verhandelt
t e mit alle Vorfragen bis zum endgültigen Beginn des

n bereits geregelt ſind. Die deutſche Friedensdele-
ege, dSlägt daher vor, die Kommiſſion zur Beratung über

dw Zivilgefangene bereits jetzt, getrennt von den übri
eJenkomvlikationen, beginnen zu laſſen.

er weiteren Note übergab Graf BrockdorffRantzau den

Graf

u deutſchen Regierung aufgeſtellten Entwurf eines Ab
internatisnale Arbeiterrechte, der

über die in Abſatz 13 des Euntwurfes der Friedensbedingungen
der alliierten und aſſoziierten Regierungen aufgeſtellten Forde-
rungen hinausgeht und der im deutſchen Reich in anerkannt vor
bildlicher Weiſe mit Hilfe der Arbeiterſchaft ſchon durchgeführt
iſt. Zur Mitwirkung an der Geſtaltung dieſer Dinge ſei es not
wendig, noch während der Friedensver handlungen Vertreter
der Landesorgane der Arbeitergewerkſchaften
aller vertragsſchließenden Länder zu einer Kommiſſion nach
Verſailles zu berufen.

Der Kaiſer wird ausgeliefert?
Drahtmeldung der „H. Z.“).

London, 19. Mai.
Die „New-Yorker News“ melden aus dem Haag, daß die

holländiſche Regierung beſchloſſen hat, den früheren
deutſchen Kaiſer aus zuliefern.

Berſailles, 11. Mai.
Der hylländiſche Stagtsminiſter Severin-Lohmann

äußerte ſich auf die Frage eines Berichterſtatters, ob Holland
den deutſchen Kaiſer auslieferny ſoll, folgendermaßen: Holland iſt
an Geſetz und Vertrag gebunden nnd die Ausſliefe-
rungsfrage muß durch die ſämmtlichen Mächte gelöſt wer
den. Verlangt die Entente von Holland die Auslieferung, ſo
wird Deutſchland ſelber Holland um Auslieferung an
gehen müſſen. Denn die Auslieferung ſelbſt hängt von unſerem
Vertrag mit Deutſchland ab. Man kann wohl Holland ven
Krieg erklären, wenn man den Kaiſer ſelbſt aus dem
Land fortholen will, aber das ift doch ſehr un wahrſchein-
lich. Soweit ich es beurteilen kann, iſt die ganze Kammer der
Anſicht, daß die Auslieferung nicht durchgehen wird.

Schleſiſcher Proteſt
Breslanu, 11. Mani.

Der Provinzialansſchuß von Schleſien hat eine Kundgebung
an die Regierung und das Parlament gerichtet, in der er die
Empfrung ganz Schleſiens über die Friedensbedin-
gungen ausſpricht, die auf unabſehbare Zeit völligen wirtſchaft-
lichen Zuſammenbruch, gänzliche Recht loſigkeit und
Lohnſklaverei des deutſchen Volkes bedeuten. Die gefor-
derten Leiſtungen ſeien unerträglich und undurchführbar. Die
Ablieferung eines großen Teiles des ſchon dezimierten Viehbe-
ſtandes würde Tauſende von Elenden, Kranken, Kindern und
Säuglingen zu Siecht um und Hungertod verurteilen.
Die Zerſtückelung von Schleſien durch Wegnahme der vberſchle-
ſiſchen Kohlen und Stickftoffinduſtrie würde Schleſiens Jnduſtrie
und Landwirtſchaft vernichten. Die Unterzeichner fordern,
daß die Regierung dieſem Vertrage des Selbſtmordes
nicht z uſt im m e.

Die Nationalverſammlung tagt in Weimar
Von unſerem tz-Sonderberichterſtatter.)

Weimar, 11. Mai.
Auf eine ſeitens des hieſigen Gemeindeporſtandes an die

Reichsregierung in Berlin gerichtete Anfrage bezüglich des
Verbleibs der Nattionalver ſammlung in Weimar
oder ihrer Zurückverlegung nach Berlin wurde eine im
erſteren Sinne gehaltene Antwort gegeben. Die Vollverſamm-
lung in Weimar dürfte demnach Mitte oder Ende nächſter
Woche wieder beginnen.

Thüringer Arbeiterräte und Reichswehr
Weimar, 11. Mai.

Jn einer in Erfurt ſtattgefundenen Konferenz ſämtlicher
Thüringer Arbeiterräte wurde beſchloſſen, gegen die Belegung
thüringiſcher Städte mit Reichswehrtruppen zu pro
teſte ren. Jm Falle die Belegung doch erfolgen ſollte, iſt
der Generalſtreik zu proklamieven.

Die deutſche Note und die Preſſe
(Eigene Drahtmeldung der H. Ztg.)

Verſailles, 11. Mai.
Die Antwort auf die geſtern abend überreichte Begleitnote

zu dem deutſchen Völkerbundsentwurf iſt indirekt in dem „Jour
nal de Debats“ enthalten, worin es heißt, die Entente werde es
unbedingt ablehnen, den Völkerbundsentwurf eines Staates zu
diskutieren, der noch garnicht aufgenommen iſt. Recht
offen wird erklärt, daß es ſich vorläufig um den Völkerbund
der alliierten Länder handle. Die heutige Morgen
preſſ ſtellt die deutſche Kundgebung gegen den Friedensvertrag
als gut geſpiekten Part hin, der nicht ernſt zu neh
men ſe

Wilſon bleibt in Paris
Rotterdam, 11. Mai

Nach drahtloſer Meldung aus Waſhington wird Wilſon
nicht vor Unterzeichnung des Friedensvertrages nach Amerika
zurückkehren. Er wird durch die Poſt oder telegraphiſch ſeine
Botſchaft an den Kongreß ſenden, worin er die verſchieden
ſten Fragen anführen wird, über die der Kongreß in erſter
Linie beraten muß. Der Friedensvertrag und der Vorſchlag
zum Bunde zwiſchen Frankreich, den Vereinigten
Staaten und Großbritannien werde dem re
vorgelegt werden nachdem die Deutſchen unterzeichnet hätten.

aus Antwort
Leipzig ohne Kampf befetzt

General Maercker in Leipzig eingerückt.
Leipzig, 11. Mai.

Am Sonntag morgen ſind nach konzentriſchem Bahn-
antransport Regierungstruppen unter General Maercker
von vier Seiten her in Leipzig eingerückt und haben die
Stadt ohne Kampf beſetzt. Die Stadt iſt ruhig. Zwiſchen
fälle ſind nicht vorgekommen.

Eigener Bericht der „H. Z.“)
Leipzig, 11. Mai.

Der heutige Morgen ſtellte Leipzigs Bürgerſchaft vor
eine überraſchende Tatſache: die Landesjäger haben ihren
Einzug gehalten. Alle öffentlichen Gebäude wurden in den
frühen Morgenſtunden beſetzt und die großen Plätze ver-
wandelten ſich in Heerlager, von wo aus ſich die Truppen
unter Zurücklaſſung von Patrouillen in die für ſie be-
ſtimmten Quartiere verteilten. Die Soldaten, welche unter
dem Beſehl des Generalmajors Maercker ſtehen, hatten nach
langer Bahnfahrt teilweiſe einen mehrſtündigen Fuß-
marſch hinter ſich, machten jedoch durchweg einen friſchen
Eindruck. Schon in der ſechſten Morgenſtunde regnete es
Flugblätter, welche der Einwohnerſchaft von einem Befehl
des Generalmajors Maercker Kenntnis gaben, der über
Leipzig und die eingemeindeten Vororte das Standrecht ver-
kündet. Das Erſcheinen der „Leipziger Volkszeitung“ ſowie
der „Roten Fahne“ wurde bis auf weiteres verboten.
Leipzig wurde kampflos beſetzt; wohl iſt es zu einigen
Zwiſchenfällen gekommen, die jedoch ganz unbedeutender
Natur ſind; fo wurden vor dem Volkshauſe drei Perſonen
verletzt. Panzerautos und Tanks durchfahren die Straßen
und unterſtützen die Truppen in ihrer Aufgabe, Menſchen
anſammlungen zu zerſtreuen. Die Kleine Meſſe vor
dem Frankfurter Tor wurde geſchloſſen, auch das große
Radrennen auf dem Sportplotz wurde abgeſagt, ebenſo
müſſen ſämtliche Theater, Varietees, Kinos uſw. geſchloſſen
halten. Die Führer der Leipziger Arbeiterbewegung und
die Vorſtände des A.- und S.-Rates, darunter auch
Dr. Geyer, ſind zum Teil in Schutzhaft genommen. Wenn
die Leipziger Arbeiterſchaft Beſonnenheit bewahrt, iſt da
mit zu rechnen, daß die Landesjäger am Mittwoch wieder
abziehen

Die deutſchen Gegenvorſchläge
Zu den Beratungen im Reichskabinett über die Ant-

wort auf die ſogenannten Friedensbedingungen der Alli-
ierten ſchreibt uns unſer Berliner Mitarbeiter:

Das Reichskabinett berät jetzt unter dem Vorſitz
des Reichspräſidenten Ebert täglich über die Formulierung
der Gegenvorſchläge, welche die deutſche Delegation,
mit der das Kabinett in ſtändiger Fühlung iſt, in Ver
ſailles überreichen wird. Es iſt ſchon betont worden und
auch in der Note des Grafen Brockdorff-Rantzau an Cle-
menceau ausgeſprochen, daß die Regierung zur Grundlage
dieſer Gegenvorſchläge die 14 Punkte des Herrn
Wilſon machen wird. Aber nicht nur dieſe, ſondern auch
jene Grund ſätze, welche er in mehreren Bot ſchaften
an den Kongreß verkündet hat und die laut der beim Ab-
ſchluß des Waffenſtillſtandes abgegebenen feierlichen Ver-
ſicherung ſämtlich zur Grundlage des abzuſchließenden
Friedens gemacht werden ſollen. Die deutſche Regierung
wird ſich hierbei natürlich nicht auf die theoretiſche Geltend-
machung dieſer Grundſätze beſchränken, ſondern vielmehr
auf dieſer Baſis genau ausgearbeitete konkrete Vor-
ſchläge ausarbeiten, welche die verlangten und ver-
ſprochenen Wiederqutmachungen enthalten, aber eben der
Wilſonſchen Loſung entſprechen: keine Annektionen, keine
Kontributionen, keine Strafentſchädigungen. Jn der Er
läuterung der Gegenvorſchläge wird weiter gezeigt wer-
den, daß der uns zugemutete Friede, der uns zu ei
Kolonie der Entente herabdrücken will, nicht nur unerträg
lich, ſondern beſonders in ſeinen wirtſchaftlichen und finan-
ziellen Forderungen auch unerfüllbar iſt, daß aber weiter
die uns auferlegten Bedingungen auch zu einander in un
vereinbarem Widerſpruch ſtehen, indem England uns durch
die Abſchnürung unſeres Handels zu einem Jnduſtrieſtaat,
Frankreich aber gleichzeitig durch den Raub eines großen
Teiles unſerer Erze und Kohlenſchätze uns zu einem reinen
Agrarſtaat machen will, der außerſtande wäre, 60 Millionen
Menſchen zu ernähren, ſo daß unſere Bevölkerung zum Teil



Heimardeftsſtlaven, zum Teil zu Wanderſklaven herob
gedrückt werden würde.

Zu der mehrfach erfolgten Bemängelung, daß unſere
kolonialen Intereſſen auf der Vorfriedenskon-
ferenz nicht hinreichend gewahrt würden, iſt zu bemerken,
daß als Vertreter des Kolonialminiſteriums Geheimrat
Ruppel in Verſailles weilt, und daß weiter der ehemalige
Gouverneur von Neuguinea. Haber, und der Hamburger
Senator Strandes zur Friedensdelegation berufen wor
den ſind. Sobald es notwendig iſt, wird ſich der Reichs
kolonialminiſter, der zurzeit bei den Beratungen im
Reichskabinett noch unentbehrlich iſt, mit einigen Beamten
und Sachverſtändigen nach Verſailles begeben.

Proteſt der. deutſchnationalen

Die Deutſchnationale Volkspartei hat in einer Sitzung
der beiden Fraktionen der verfaſſunggebenden Körper-
ſchaften des Reiches und Preußens am Sonnabend, dem
10. Mai 1919, die folgende Entſchließung gefaßt:

Der Verſailler Friedensentwurf mit ſeiner jeder Ge
rechtigkeit hohnſprechenden Grauſamkeit ſteht in der Welt
geſchichte einzig da.

Jn verhängnisvoller Vertrauensſeligkeit hat die da
malige Regierung den Waffenſtillſtand angenommen und
ſich bereiterklärt, auf Grund der Wilſonſchen Bedingungen
Frieden zu ſchließen. Jn ehrlichem Vertrauen hat Deutſch
land verſprochen, ſich dieſen Bedingungen zu unterwerfen,
nachdem unſere Feinde das gleiche erklärt haben. Dieſes
Vertrauen iſt ſchmählich getäuſcht worden.
Der uns zugemutete Frieden bedeutet ſo
nach einen Vertragsbruch. Er ſchlägt allen ver-
kündeten Grundſätzen der Gerechtigkeit und Unparteilichkeit
ins Geſicht. Das deutſche Volk, das, wie der Präſident
Wilſon ſelber ſagt, „dieſen entſetzlichen Krieg nicht ange
ſtiftet oder gewollt hat“, ſoll künftig als Paria unter den
Völkern verkümmern ohne jede Möglichkeit, durch eigene
Kraft in freier Arbeit ſich zu erholen und ein nützliches
und wertvolles Mitglied der menſchlichen Arbeitsgemein-
ſchaft zu bleiben.

Noch bis auf dieſen Tag iſt die Hunger-
blockade aufrechter halten und kämpfen
unſere Feinde gegen wehrloſe Greiſe,
Frauen und Kinder. Noch ſchmachten unſere
Kriegsgefangenen in Gefangenſchaft. Es iſt eine
Forderung einfachſter Menſchlichkeit, daß die Blockade ſo
fort aufgehoben wird, und daß die Gefangenen der Heimat
wiedergegeben werden, nun die Friedensverhandlungen be
ginnen. Statt deſſen mutet uns der Friedensentwurf die
Abtretung von deutſchen Landesteilen zu, die eine weitere
Gefährdung unſerer ſchon ſchwierigen Ernährungsverhält-
niſſe bedeutet.

Die Aus lieferung des deutſchen Kaiſers
und deutſcher Männer, die uns in dieſem Kampfe geführt
und für uns gekämpft haben, wäre für uns eine unaus
löſchliche Schmach.

Aufgabe der Regierung iſt es, uns vor dem entſetzlichen
Schickſal zu bewahren, das uns bedroht, wenn das Deutſche
Reich dieſen Vertrag annimmt. Durch nichts kann ſie ſich
dieſer Verantwortung entziehen.

Für uns iſt dieſes Fried
annehmbar.

ngebot un-

Stimmen der Vernunft
Amſterdam, 10. Mai.

Dem „Telegraaf“ zufolge melden die „Times“ aus New-
York Die amerikaniſchen Finanzleute ſeien der Anſicht,
daß Deutſchland ſehr gut imſtande ſei, die auf Wiederherſtellung
bezüglichen Beſtimmungen zu erfüllen. Sie verweiſen darauf,
daß Deutſchland trotz hoher Kriegskoſten tatſächlich keine
Schulden an andere Länder habe und deshalb Anleihen
im Auslande abſchließen könne. Sie ſind der Ueberzeugung,
daß Deutſchland den Friedensvertrag unterzeichnen und ſo raſch
wie möglich wieder an die Arbeit gehen werde.

Amſterdam, 10. Mai.
Wie der „Telegraaf“ aus London meldet, ſchreibt die „Weſt

minſter Gazette“, die verhältnismäßig kleine Aenderung in der
Karte Deutſchlands ſei in Wirklichkeit gewaltig. Die ganze wirt
ſchaftliche Struktur werde dadurch verändert. Die Alliierten
müßten bedenken, daß ſie die Schadenvergütungen nicht vom
alten Deutſchland erhalten, ſondern von dem Deutſchland, das
ſeiner wichtigſten Hilfsquellen beraubt iſt. Die Alliierten müß-
ten jetzt zeigen, daß unter dem Völkerbund der Grundſatz des
freien Zuganges zu den mineraliſchen Hilfsquellen in jedem
Gebiet Europas auf alle Völker angewandt werden wird.
Deutſchland werde geltend machen, daß es in ſeiner veränderten
Lage keine Schadenvergütung zahlen kann. Aber wenn der Ver
trag lohal ausgeführt werde, ſei das nicht der Fall.

Belgiens Kolonialforderung
Paris, 10. Mai.

Die velgiſche Deputation veröffentlicht folgende Nobe-
Hymans wurde am Freitag zu Wilſon gebeten, wo er vor
dem Viererrat die Anſprüche Belgiens auf Deutſch-Oſt
afrika in Erinnerung brachte. Im Anſchluß an dieſe Unter
redung hat Lloyd George den britiſchen Kolonialminiſter
Lord Milner nach Paris berufen. Nach der Ankunft des
Miniſters wird die Angelegerrheit des Mandats über Oſtafrika
zuſammen mit Hymans einer erneuten Prüfung unterzogen
werden.

2

Gotha gegen die Landestrauer
Die r des Freiſtaates Gotha hat folgende Be

kanntmachung erlaſſen: „Die Landesregierung kann ſich dem
Wunſche des Reichsminiſteriums, betreffend die achttägige Landes-
trauer aus Anlaß der harten Friedensbedingungen nicht an
ſchließen. ie wir den Krieg bekämpft und verabſcheut
haben von Anfang an, ſo ſind wir auch Gegner jeden Gewalt-
friedens. Wir erleben heute keine bittere Enttäuſchung“, wie es
im der Kundgebung der Reichsregierung heißt, ſondern wir ſehen
nur die naturnottwendige Folge des Krieges und würden auch
im umgekehrien Falle, wenn Deutſchland den Gewaltfrieden
der Entente aufoktrohiert hätte, proteſtiert haben.

Der LiebknechtLuxemburg- Prozeß
Das mediziniſche Gutachten über Runge
Sonnabend nachmittag, nach der Mittagspauſe, wurde die

Vernehmung der Zeugen fortgeſetzt. Gs ſoll zunächſt
feſtgeſtellt werden, ob der Hauptangeklagte Runge, wie er aus

ſagt hat, von Liebknecht und Roſa Luxemburg mit Revolvernßebraht worden iſt, weil bei einem e zu An
fang dieſes Jahres er nicht mittun wollte. Verſchiedene Arbeiter,
die als Zeugen z n werden, wollen von einer ſolchen

nichts wiſſen.
Die Zeugin Runge, die Frau des Angeklagken, und

ſein Stiefſohn beſtätigen, daß Runge ein aufgeregter, ſtark ner
vöſer Menſch geweſen ſei; er habe oft Schwindelanfälle gehabt,
ſei bewußtlos en, und Schaum ſei ihm vor den Mund ge
treten. Geh. Med.-Rat Leppmann findet es auffällig, daß
Runge als Soldat ſolche Anfälle niemals gehabt habe.

Der Bruder Runges wird zunächſt in Abweſenheit des
Angeklagten vernommen, um Zwiſchenfälle zu vermeiden; er
behauptet, ſein Bruder trage die Ehrenzeichen zu un
recht; ſein Bruder ſei erſt 1917 zwangsweiſe eingezogen wor-
den, da er der Einberufung nicht gefolgt ſei. Er ſei überhaupt
2 im Felde geweſen, die Orden und Ehrengeichen habe er

Darauf wird der Angeklagte Runge bis ins kleinſte
über ſeine angebliche militäriſche Laufbahn vernom-
men. Ueber die Verleih des Eiſernen Kreuzes 1. und
2. Klaſſe macht er unſichere Angoben, auch der Namen ſeiner
Vorgeſetzten kann er ſich nur zögernd und unſicher entſitnnen.,
Als der Vorſitzende ihn fragt, welche Strecke er von Kowno
nach Dünaburg gefahren ſei, antwortet der Angeklagte, ſie
ſeien etwa 3 bis 4 Stunden n Fercht ſr derg
hauptung weckt große Heiterkeit im ganzen ichtsſacl, denn
von Kowno nach Dünaburg ſind 12 Stunden Bahnfahrt. Nach
dieſer Antwort glaubt der Vorſitzende, die Pernehmung des
Runge über ſeine militäriſchen abbrechen F können.G folgt ein ſehr ausführliches Gutachten des Geh. Med.

Rats Dr. Leppmann über den Geiſteszuſtand des An
eklagten. Er verneint die Unzurechnungsfähigkeit im

Sinne des S 51, der den freien Willen ausſchließt. Der Sach-
verſtändige bezeichnet jedoch Runge, den er ſeit dem Jahre 1805
wiederholt auf ſeinen Geiſteszuſtand beobachtet hat, als einen
geiſtig minderwertigen Menſchen, einen Pſhcho-
pathen mit abnormer Reizbarkeit, der dem normalen Menſchen
gegenüber als vermindert zurechnungsfähig bezeichnet werden
muß,

Ein Primaner Schai, der in der Vorvernehmung be
hauptet hatte, Wachmannſchaften hätten ihn geſagt, man habe
Liebknecht und Frau Luxemburg erſchoſſen und beiſeite geſchafft,
gibt ſchließlich auf Vorhalt des Vorſitzenden zu, er könne ſich auch
getäuſcht haben.

Jäger Grandke war zu der Beförderung der
Frau Luxemburg kommandiert. Als ihr Runge die
Kolbenſchläge verſetzt hatte, wurde Frau L. ins Auto hinein

egogen, ein Menſch ſprang hinauf und verſetzte ihr einen ag
ins Geſicht. Bei der Fahrt ſtand Oberleutnant Vogel auf dem
Trittbrett, er, der Zeuge, ſaß mit zwei Kameraden und Frau
Luxemburg im Wagen. Als das Auto eine Strecke gefahren war,bote Oberleutnant Vogel ſeine Piſtole hervor, wollte auf Frau

Luxemburg ſchießen, der Schuß verſ aber, da die Piſtole
noch geſichert war. Der Zeuge und ein anderer im Wagen
wollen geſagt haben, der Oberleutnant ſolle nicht ſchießen, er ent
ſicherte aber die Waffe und ſchoß Frau Luxemburg in
die linke Schläfe. Frau L. zuckte nur noch einmal zuſam-
men und dann blieb ſie liegen. Nach den Kolbenſchlägen, die ſie
von Runge empfangen hatte, war ſie noch nicht tot geweſen. Der
Körper wurde mit einer Decke verhüllt. Das Auto fuhr dann den
Kurfürſtendamm herunter, bog links ab und hielt an. Fau V.
wurde herausgezogen, von drei Mitfohrenden ein Stück vom
Auto entfernt hingelegt, dann aber noch weiter geſchleppt; darauf
kamen die Leute zurück. Der Verteidiger ſtellt durch Befragen
feſt, daß der Zeuge den Oberleutnant Vogel nicht gekannt habe
und deshalb doch nicht ſagen könne, daß er der Schütze geweſen.
Der Zeuge will ihn aber beſtimmt wiedererkennen: der Mann auf
dem Trittbrett habe Offiziersachſelſtücke, ein Ginglas und keinen
Schnurbart getragen. Der Verteidiger erklärt, daß Oberleutnant
Vogel auch damals einen Schnurbart hatte. Der Angeklagte be-
ſtreitet entſchieden, geſchoſſen zu haben. Es ſei auch auffallend,
daß der Zeuge bei ſeiner erſten Vernehmung nichts von ſeiner
Beſchuldigung des Oberleutnants Vogel geſagt habs. Der Zeuge
erklärt, er habe Angſt gehabt, in das Gerichtsberfahren verwickelt
zu werden.

Der Verteidiger und Angeklaägter Vogel beſtehen darauf, daß
die beiden anderen Zeugen gus dem Auto ſofort vernommen wer
den. Nach einer halbſtündigen Pauſe iſt os noch nicht gelungen,
die beiden Zeugen Weber und Poppe zur Stelle zu ſchaffen. Ver
teidiger und Angeklagter nehmen ihren Einſpruch zurück.

Das Gericht beſchließt, zum Montag den Geh. Med. Rat
Dr. Straßmann zu laden und der Vernehmung der beiden
Zeugen beizuwohnen.

Um 6 Uhr wird die Sitzung geſchloſſen und auf Montag
vormittag vertagt.

Halle, 12 Mai.
Kundgebung gegen den S hmachfrieden

Der Aufforderung des Magiſtrats an die geſamte Be
völkerung, Proteſt zu erheben gegen die unheilvollen Frie-
densbedingungen der Entente, iſt die Halleſche Bevölkerung
mit außerordentlich großer Beteiligung nachgekommen. Die
Zugangsſtraßen nach dem Roßplatz, wo die Kundgebung am
Sonntag vormittag ſtattfand, boten ein Bild, wie es Halle
ſeit langem nicht geſehen hat. Jeder wollte dabei ſein und
gegen den ſchmachvollen Frieden den ſchärfſten Proteſt er
heben. Wohl über 20000 Perſonen hatten ſich auf
dem Platze eingefunden. Von allen Parteien außer den
Unabhängigen waren Redner erſchienen, die nach einem
Trompetenſignal zur ſelben Zeit an verſchiedenen Orten
des Roßplatzes zu den Verſammelten ſprachen. Die tempe
ramentvollen Anſprachen der elf Parteiredner, denen überall
mit Jntereſſe gefolgt wurde, klangen darin aus, daß ein ſo
ehrenvolles, großes Volk, wie es das deutſche iſt, die Frie

densbedingungen in der vorliegenden Form nicht aner-
kennen kann. Das deutſche Volk würde ſich ſelbſt morden,
wenn es den Diktatfrieden ſchlimmſter Sorte (anerkenne,
der Deutſchland zu einem vollkommenen Sklavenland
machen will. Schon der Waffenſtillſtand hat die Ver
nichtungsabſichten der Feinde klar enthüllt, und jetzt, nach
monatelangem Warten, werden dem deutſchen Volke Be
dingungen geſtellt, die kraſſer und teufliſcher
nicht er dacht werden konnten. Unſere Kolonien hat
man uns genommen, der Handel mit dem Auslande hat
aufgehört und alles, was von der Jnduſtrie im Jnlande

hergeſtellt wird, darüber will uns die Entente von
fügungsrecht nehmen. Mehr als 5 Millionen den
Staatsbürger ſollen wir von unſerem Vaterlande gh hihe
aber 109 000 Duadratmeter Land ſollen wir d
Heute ſchon hungern unſere Kinder den Kranken t in
erforderliche kräftige Nahrung nicht gegeben werde die
in dieſer Not des Lebens WKrlangt die Entente d
rugn von 140 000 Milchkühen und eine weitere roße
von Viehlieferungen. Die landwirtſchaftlichen Gert Zahl
den uns genommen, dem Landwirt wird es dadug
möglich gemacht, den Acker zu bebauen. Und wie S m

hoch iſt der Betrag der Kriegsentſchädigung, der

auferlegt worden iſt! Kurz geſagt, wir ſollen eine
kunft entgegengehen, wie ſie kein Volk der Erde e
kann. Wenn die Bedingungen, die uns die Entent,
angenommen würden, dann würde Deutſchland, das ſo
an dem deutſcher Fleiß eine Perle geſchaffen hat, du nd,
Feindes Haß und Neid ein Trümmerfeld. de
Volk würde an ſeinem eigenen Grabe ſtehen, wenn dag dr
ſich hier Friedensbedingung nennt, zur Tat W
Aus dieſem Grunde iſt s ſelbſtverſtändlich daß Deute
den angeblichen Wilſonfrieden als unannehmbor nd
durchführbar bezeichnet. Eins iſt heute notwendig m
deutſche Brüder und deutſche Schweſtern gemeinſam die
Deutſchlands betrauern, aber in der feſten Zuverſeh e
das deutſche Volk weiter leben will als freies, als ehrhg,

Volk, dem die Ehre über alles geht,, e
an die Worte der Redner wurde eine gleichlautene

Entſchließung
unter großem Beifall der gewaltigen Verſammlung
nommen, die der Reichsregierung mitgetei
in Verſailles zur Kenntnis zu bringen. Sie lautet:

„Die Einwohnerſchaft von Halle, heute

ſter Entrüſtung gegen den uns zugemuteten Gewaltf
auf, der unter rückſichtsloſem Bruch feierlicher Zuſage
Gerechtigkeit und Selbſtbeſtimmungsrecht der Vöſker unſ
Volkstum vernichtet, Deutſchland der wirtſchaftüice
Sklaverei und dauernden Bedrückung durch fremde Völke

en ühet

ausliefert und unſer ganzes Volk trübſter Armut, boß.
nungsloſem Elend und ſicherem Untergang preisgiht.“

Mit brauſendem Geſang kam in der Nacht vom
zum Sonntag eine Schwadron Ulanen durch unſer
Straßen der inneren Stadt. Ss iſt wohl anzunehmen, daß di
Ulanen ihren Weg nach Leipgig genommen haben

„H J Sporlbertehte
Tagung des Verbandes mitteldeutſcher

Ballſpielvereine

üri
beſchloſſen.

vdstag

aus welchen die Kronprinz
Pokalmannſchaft zuſammengeſtellt werden ſoll.
B Mannſchaften fiegten mit O. Das Spiel mußte auf poh
zeiliche Anordnung abgebrochen werden, da Geneta
Maercker in Leizig eingerückt iſt und den Belagerungszuſtanh
über Leipgig verhängt hat.

Der r des Sonntags.Wacker- Halle ſchlägt Fortung- Leipzig mit
Das für geſtern angeſetzte Spiel Vorwärts-Berlit

e Sportfreunde- Halle konnte nicht ſtattfinden
ie Berliner Mannſchaften nicht angetreten waren.

Hohenzollern- Merſeburg ſpielte geſtern i
ſeinen beiden Mannſchaften gegen Eintracht-Holle.
Spiele fanden zu Gunſten der Kriegsgefangenen unter zahlte
erſchienener Zuſchauermenge auf dem Kaſernenhofe ſtatt. Leide
hatte Eintracht ſeine Mannſchaft nicht in voller Stärke hinübet,
bringen können, ſo daß die 1. Mannſchaft mit Erſatz an
mußte. Die 1. Mannſchaft mußte ſich die hohe Niederlage 9:
(3 0) gefallen laſſen. Die Verteidigung Eintracht arbeitete gu
konnte aber dem Sturm nicht verhindern, daß der Ball neumng
das Heiligtum der Hallenſer paſſierte. Die 2. Mannſchaft
ſpielten vorher und auch hier konnte Hohenzollern den Sieg 4:
(1: o für ſeine Farben buchen. Das Spiel der 8. an
ſchaften endete mit einem Reſultat von 3: 1 (1 0) für Ein

1

pr3ſ räg Fr.ußen gegen V. II 2:Naumburg. Sp. V. 05 II gegen Sportfreunde R
ſtadt I 3:3.

Weißenfels: Preußen T B. C. Zeit 3.2
Sp. V. II gegen Preußen II 8 3. Teutonia I gegen n

Arnſtadt; Sp. V. gegen Sp. V. Jimenau 3:3 (8.
Erfurt. V. f. B. Sp. Ib gegen Männerturnvere in

M. T. V. III gegen Sp. V. Arnſtadt Ik 1: 1. Sp. V

e r sgehanen). S n
Weimar. Sp. C. gegen
Gotha. 1901 II e Meteor 7 3.Nordhauſen. acker Ib M. T. V.
Gera. Allg. Turn-Gem. acker 0 8.

Gem. II gegen enſport II 4:0
Däs Leipziger Radrennen, zu dem ſich ſche

weiſe 15 000 Beſucher eingefunden hatten, durfte am geſte
Sonntag nicht ſtattfinden.

Verantwortlich: Helmut Böttcher.
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